Aufforderung zur Debatte zum g’lluanﬂgi’ Eﬁ
Selbstbestimmungsgesetz

48. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Bonn, 14. - 16. Oktober 2022

Antragsteller*in:  Maik Babenhauserheide (KV Herford)

Anderungsantrag zu V-07

Von Zeile 11 bis 40:
Wir sind heute der Meinung:

* Ja, es gibt Handlungsbedarf. Das bestehende TSG entspricht nicht mehr den gesellschaftlichen
Werten und

muss durch ein Selbstbestimmungsgesetz ersetzt werden, das trans* Personen die Mdglichkeit

ibt, ohne entwlrdigenden Proz ihre tatsachlich hlechtliche Identitat in einem
einfachen Verfahren juristisch anzupassen.

e Die geplante Veranderung
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wird nicht nur bei uns in Deutschland auf eine Weise diskutiert, die in groRen Teilen komplett

nB n der hlichkeit verl n hat und von einer massiven Ablehnun nuber trans*
Personen gepragt ist. Muster und handelnde Akteur*innen sind dabei Uberall gleich oder

t hbar. Das Them hlechtlich Ibstbestimmung wir nso wie z.B. r
reproduktiven Selbstbestimmung von Frauen, von der extremen Rechten als Kampffeld flr einen

ktionaren triarchalen Kulturkampf n ein progressives Weltbild missbraucht. Lei
gehen sie dabei sehr qeschickt und mit einem Verstandnis flr Framinq und politische
Kommunikation vor. haffen Botschaften zu platzieren ich verbreiten und zum Teil
von leuten transport|ert werden, denen der Ideologische Ursprunq dieser Botschaften nicht

wusst r schlicht | ist. Absurderweise hat sich eine Szene entwickelt, in der iner
vermeintlich feministischen Perspektive in diesen Kulturkampf eingestimmt wird. Dabei
funktioniert ein Framin in ndere trans* Fr n als Bedrohun rstellt und an lich

fur den Erhalt von Schutzraumen fir Frauen gestritten wird leider sehr gut.

e Wir mochten daran erinnern. dass groRe Reformen (wie zum Beispiel die Abschaffung des
Verbots von Hom litat 'Ehe fur Alle' Abtreibungsrecht terberecht usw.) in

Deutschland oft mit brelten uberpartelllchen Mehrheiten durchgesetzt worden sind

., Was aber melst das Eraebnls beharrhchen Elnstehens fur Fre|he|t und Selbstbestlmmunq gegen

gehalten, gabe es so etwas wie eine Ehe fur Alle heute gar nicht. So werden wir auch dieses Mal

in den kommenden parlamentarischen Proz hen. Klar an unseren Werten un n

Bedurfnissen der Betroffenen orientiert, fair in der Diskussion mit demokratischen Parteien und

wachsam nuber menschenverachtenden | logien und R ntiments.
Begrindung

Wir sind eine debattenfreudige Partei und das ist auch gut so. Ebenso wie unsere innerparteilichen
demokratischen Verfahren. Auf diese Weise sind wir auch zu dem Beschluss gekommen, dass wir
das diskriminierende Transsexuellengesetz durch ein Selbstbestimmungsgesetz ersetzen wollen.
Nun sind wir in der Regierung und nach 16 Jahren Stillstand dabei, [angst tGberfallige Reformen
anzupacken und unsere Gesetze gesellschaftlichen Realitdten anzupassen. Das
Selbstbestimmungsgesetz dabei ein zentrales Vorhaben.

Selbstverstandlich werden wir den kommenden parlamentarischen Prozess auch als Partei begleiten
und die Diskussion weiterflhren. Allerdings sollten wir das auf eine Weise tun, die wichtige Aspekte
nicht ausklammert und Kritik an transfeindlichen Strémungen auch in unserer eigenen Partei
zulasst.

Der vorliegende Antrag mag im Ton Ausgeglichenheit vorgaukeln. Im Kern will er aber nichts
anderes, als die Verzerrung der Debatte. Es ist nun einmal so, dass trans* Personen damonisiert
und als Gefahr insbesondere flr Frauen dargestellt werden. Wollen wir als Grline tatsachlich
zukUnftig unsere Diskussionen so fuhren, dass wir diffamierende Zerrbilder von Minderheiten den
berechtigten BedUrfnissen von Menschen gleichberechtigt gegentberstellen und einen
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Interessenausgleich zwischen diesen Polen suchen? Wir sind kein wertneutrales Forum fur alle
maoglichen Meinungen.

Deshalb winschen wir uns eine faire Debatte, in der die Wirde der Menschen im Mittelpunkt steht,
deren Leben durch dieses Gesetz tatsachlich beeinflusst wird und Kritik an Transfeindlichkeit nicht
durch Diffarmierungsvorwirfe unmadglich gemacht wird.

Da viele Delegierte mit dem Thema nicht wirklich vertraut sind, haben wir hier noch einige
Hintergrundinformationen:

https://www.volksverpetzer.de/lgbtqi/extreme-rechte-feministinnen/?
fbclid=IwAR1ENuUR--5vH V4fHyzAUULycYyPKnlcZ-wl BnXOQM hsAwrl

https://www.spiegel.de/kultur/geschlechter-identitaet-warum-die-transfeindliche-debatte-einfach-
nicht-verstummt-a-83flad47f- -46bf- -252afb21331

weitere Antragsteller*innen

Philipp Lang (KV Stuttgart); Tenko Saphira Bauer (KV Ludwigshafen-Stadt); Jeanne Emilia Riedel (KV
Minchen); Maike Pfuderer (KV Stuttgart); Rafael Schyska (KV Bremen-Nordost); Anke Dérsam (KV
Berlin-Kreisfrei); Achim JooR (KV Ortenau); Natascha Kauder (KV Frankfurt); Marcel Pascal Hinzer (KV
KéIn); Andrea Peuler-Kampe (KV Hagen); Rico Ullmann (KV Wiesbaden); Sascha Krieger (KV Berlin-
Pankow); Karoline Sophie Hinkfoth (KV Wiesbaden); Antje Westhues (KV Bochum); Stefan Mdaller (KV
Dusseldorf); Johannes Mihram (KV Berlin-Mitte); Bernhard Kern (KV Berlin-Mitte); Xenia Hartmann
(KV Karlsruhe); Arebs Stettin (KV Wetterau); sowie 74 weitere Antragsteller*innen, die online auf
Antragsgrin eingesehen werden kdnnen.

Seite 3


https://www.volksverpetzer.de/lgbtqi/extreme-rechte-feministinnen/?fbclid=IwAR1ENuR--5vHc9OV4fHyzAUULycYyPKn1cZ-wLe9dG5BnXOQMO9yhsAwr10
https://www.volksverpetzer.de/lgbtqi/extreme-rechte-feministinnen/?fbclid=IwAR1ENuR--5vHc9OV4fHyzAUULycYyPKn1cZ-wLe9dG5BnXOQMO9yhsAwr10
https://www.spiegel.de/kultur/geschlechter-identitaet-warum-die-transfeindliche-debatte-einfach-nicht-verstummt-a-83f1a47f-e800-46bf-b5ed-252afb213310
https://www.spiegel.de/kultur/geschlechter-identitaet-warum-die-transfeindliche-debatte-einfach-nicht-verstummt-a-83f1a47f-e800-46bf-b5ed-252afb213310

	Aufforderung zur Debatte zum Selbstbestimmungsgesetz
	Änderungsantrag zu V-07
	Von Zeile 11 bis 40:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


